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Presseinformation 

zur Herbsttagung der Agrarsozialen Gesellschaft e.V. 

am 9. und 10. November 2016 in Göttingen  

Brexit – wie geht es weiter mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)? 

 

 

Hier:  Weiterentwicklung der GAP aus bayerischer Sicht: Die Reaktionsmöglichkeiten gegen volatile  

Agrarmärkte verbessern und die Direktzahlungen gerechter verteilen 

 

 
Vortragender:  Konrad Schmid, Abteilungsleiter im Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 
 
Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) war von Beginn an zentraler Bestandteil des Europäischen Einigungs-
prozesses. Sie war es deswegen, weil die Notwendigkeit, aber auch der Wille zu einer gemeinsamen Euro-

päischen Politik im Agrar- und Ernährungssektor in der Nachkriegszeit besonders groß war. Die GAP ist noch 

heute der am stärksten vergemeinschaftete Politikbereich der EU. Das erklärt auch ihren hohen Anteil am 

EU-Haushalt, der über die Jahrzehnte laufend gesunken ist und 2020 (nur) noch etwa 36 Prozent des EU-

Haushalts betragen wird.  

Die GAP hat sich über mehrere Reformstufen laufend weiterentwickelt und ist zu einem integralen Politik-

instrument nicht nur für die Land- und Ernährungswirtschaft, sondern mehr und mehr für die ländlichen 

Räume und deren Bevölkerung in der Europäischen Union geworden. Sie wird allerdings von der Öffentlich-

keit nicht und wenn doch, dann eher über kritische Berichterstattung (z. B. über ihre Kosten oder ihre an-

geblich verfehlten Wirkungen oder ihre Kompliziertheit) zur Kenntnis genommen. 
  

Bei der Diskussion um die Zukunft der GAP ist zu bedenken, dass es weltweit kaum ein Land gibt, das nicht 

seine eigene Landwirtschaft stützt oder zumindest gegen ungünstige Fremdeinflüsse schützt. Insofern stellt 

die Tatsache, dass die GAP eine EU-Gemeinschaftspolitik von (noch) 28 Mitgliedstaaten, für 500 Mio. Ver-

braucherinnen und Verbrauchern, mit 12 Mio. landwirtschaftlichen Betrieben und 46 Mio. Arbeitsplätzen in 

der Land- und Ernährungswirtschaft einschließlich Forstwirtschaft ist, bereits einen europäischen Mehrwert 

an sich dar. Die Landwirtschaft mit ihren vor- und nachgelagerten Bereichen gewährleistet die Ernährungs-

souveränität in Europa und sie trägt darüber hinaus zur Ernährungssicherung einer wachsenden Weltbevöl-

kerung bei. Neue Aufgaben gewinnen allerdings an Bedeutung: die Bewältigung des demografischen Wan-

dels, zunehmende Urbanisierung, die Klimaveränderung, die Sicherung von Biodiversität und Agrobiodiver-
sität, der Schutz der natürlichen Ressourcen und die Verbesserung des Tierwohls. Viele dieser Herausforde-

rungen sind nur im Zuge von Landnutzung im bzw. mit dem ländlichen Raum zu bewältigen. Landwirtschaft 

und Forstwirtschaft sind aber auch unentbehrliche Grundlage für einen mittelfristigen Umbau hin zu einer 

kohlenstoffarmen und auf biogenen Rohstoffen und Energiequellen basierten Wirtschaft. 
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Zur Bewältigung der bestehenden Aufgaben und der neuen Herausforderungen braucht die GAP auch in 

der kommenden EU-Förderperiode einen ausreichenden und stabilen Finanzrahmen – in einer zielgenauen, 

transparenten und sich wechselseitig ergänzenden Zwei-Säulen-Struktur. 

 
Vor allem aber muss die GAP nach dem Jahr 2020 deutlich vereinfacht und verständlicher werden. Andern-

falls droht sie nicht nur die Akzeptanz der Gesellschaft, sondern auch die Akzeptanz der unmittelbar Be-

günstigten zu verlieren. Es wäre fatal, wenn die GAP letztlich an ihrer Komplexität oder fehlender politi-

scher Einigung scheitern würde und mit ihr das für Europa typische Agrarmodell einer multifunktionalen 

Landwirtschaft.  

 

Die jüngste Agrarmarktkrise hat gezeigt, wie Marktliberalisierung ohne entsprechende Begleitmaßnahmen 

viele landwirtschaftliche Betriebe in kurzer Zeit in existenzielle Bedrängnis bringen kann. Gleichzeitig wird 

deutlich, dass durch öffentliche Mittel niemals ausgeglichen werden kann, was auf den Märkten nicht zu 
erlösen ist. Deshalb müssen die Instrumente der Gemeinsamen Marktordnung über die Öffentliche Inter-

vention, Beihilfen zur Privaten Lagerhaltung oder Exportbemühungen hinaus um schneller und gezielter 

wirksame Marktmaßnahmen, aber auch um strukturelle Elemente ergänzt werden. Zu Letzteren zählt eine 

Stärkung der Erzeuger innerhalb der Wertschöpfungskette ebenso wie ein Ausbau der Vermarktungsstrate-

gien auf EU-Ebene in Richtung aufnahmefähiger und kaufkräftiger Drittlandsmärkte. Als Beispiele möglicher 

Krisenreaktionsinstrumente sind zu nennen: ad hoc-Intervention, Stabilisierung von Exportgeschäften 

durch Kreditabsicherung, mehr direkte Reaktionsmöglichkeiten der EU-Marktbeobachtungsstelle(n) und – 

übergangsweise – Anreize zur Produktionsanpassung wie zuletzt bei Milch. 

 

Auch die Branche selbst ist gefordert, sich auf volatilere Märkte einzustellen und Vorsorge zu treffen. Eine 
Möglichkeit ist Einkommensdiversifizierung über mehrere Einkommensstandbeine. Auch die Direktzahlun-

gen müssen als finanzielle Risikopuffer stärker in das Finanzmanagement der Unternehmen einfließen. 

Hinzu treten müssen die Stärkung und der Ausbau privater Instrumente zum Risikomanagement, über die 

Nutzung von Warenterminbörsen bis hin zu Mehrgefahrenversicherungen für Ernterisiken (Index-

Versicherungen) über das klassische Hagelrisiko hinaus. Weitergehende Versicherungslösungen, die auch 

Umsätze absichern, werden derzeit von der Versicherungswirtschaft entwickelt. Die Einführung von Mar-

genversicherungen nach dem Beispiel der USA würde einerseits mehr unternehmerische Entscheidungs-

freiheit über das jeweils individuell gewünschte Absicherungsniveau bringen. Voraussetzung dazu wäre 

andererseits jedoch ein völliger Umbau der 1. Säule der GAP, weg von Direktzahlungen und hin zu einem 

staatlich finanzierten Margensicherungssystem. Ein solch weitreichender Schritt, wie er in den USA vollzo-
gen worden ist, ist für die GAP nach 2020 nicht zu erwarten und er wäre in so kurzer Zeit auch nicht um-

setzbar. 

 

Wie sollten dann die Direktzahlungen nach 2020 ausgestaltet werden? Zunächst ist festzustellen, dass die 

Kritik an den Direktzahlungen zunimmt: Die Wissenschaft kritisiert den fehlenden ökologischen oder tier-

wohlbezogenen Leistungsbezug – trotz Greening und Cross Compliance. Die Landwirtschaft selbst spürt die 

vollständige Transparenz der einheitlichen entkoppelten Flächenprämie gegenüber der Öffentlichkeit und 

den Verpächtern unter anderem an steigenden Pachtpreisen. Aus Sicht der Politik ist die bundesdeutsche 

einheitliche und entkoppelte Flächenprämie zwar einfach, aber sie unterschlägt die Tatsache, dass Flächen 

z. B. in Größe oder Hangneigung höchst unterschiedlich sind und die erbrachte Leistung je Hektar eben 
nicht gleich ist. Auch die höheren Anforderungen einer Tierhaltung an das Fachrecht (CC) und der erhöhte 

Arbeitseinsatz bleiben gegenüber einem viehlos oder extensiv wirtschaftenden Betrieb unberücksichtigt. 

Hinzu kommt, dass es zwischen den Mitgliedsstaaten durch zum Teil maximal mögliche Teilkoppelungsmo-

delle zu Marktverzerrungen im Binnenmarkt kommen kann. Und nicht zuletzt steht die Frage im Raum, ob 

und unter welchen Bedingungen exorbitant hoch anmutende Fördersummen für Großbetriebe als sozial 

gerecht empfunden werden und ggf. außerlandwirtschaftliche Investoren auf den Plan rufen und letztlich 

eine bäuerlich geprägte Landwirtschaft gefährden.  

 

Bei all diesen Betrachtungen dürfen aber die Realitäten nicht aus dem Auge verloren werden: Ohne die 
Direktzahlungen wäre ein Großteil der landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland und Europa schlicht-
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weg nicht weiter existenzfähig. So betrug der Stützungsgrad 2014/15, das ist der Anteil der Direktzahlungen 

am Gewinn der Haupterwerbsbetriebe im Wirtschaftsjahr im Durchschnitt in Deutschland, knapp 63 % bei 

einer absoluten Gewinnhöhe von 43 300 Euro je Unternehmen. Damit wird deutlich, dass die Direktzahlun-

gen eine zentrale Einkommens- und damit auch eine soziale Funktion im ländlichen Raum haben, indem sie 

die Existenz einer Vielzahl und Vielfalt an bäuerlichen Familienbetrieben und deren Sektor übergreifende 
Leistungen sichern. Kritik, die sich allein an mangelnden ökologischen und/oder tierwohlbezogenen Leis-

tungen der Direktzahlungen ausrichtet, greift deshalb zu kurz. Hinzu kommt, dass die Alternative, diese 

Leistungsbezogenheit über die 2. Säule-Politik anzubieten, dort nur einen Kostenausgleich, nicht aber eine 

positive Einkommenswirkung zulässt. 

 

Für die GAP nach 2020 gilt es daher, die öffentlichen Leistungen der Direktzahlungen besser sichtbar zu 

machen und die Akzeptanz gegenüber der Gesellschaft und damit auch gegenüber den Zahlungsempfän-

gern zu verbessern. Dies könnte wie folgt geschehen: 

• Festhalten an der grundsätzlichen Ausrichtung in zwei sich ergänzenden Säulen 

• Dem Prinzip der Entkoppelung EU-weit noch stärker zum Durchbruch verhelfen 

• Das System der handelbaren Zahlungsansprüche abschaffen bzw. fakultativ gestalten 

• Neben ökologischen und ökonomischen Wirkungen auch die soziale Komponente der Direktzahlun-

gen stärken 

• Die Vieh haltenden Betriebe stärker berücksichtigen 

• Keine noch stärkere Vermischung der Direktzahlungen mit den Maßnahmen der  

2. Säule in den Bereichen Agrarumwelt- und Klima- sowie Tierwohlmaßnahmen 

 

Die genannten Verbesserungen ließen sich in Deutschland durch folgende Umsetzungsmaßnahmen wie 

folgt zumindest tendenziell und mit wenig bürokratischem Zusatzaufwand erreichen: 

• Stärkere Umlegung der Direktzahlungen auf die ersten Hektare (soziale Komponente, Akzeptanz) 

• und/oder Zuschlag für Dauergrünland (Klimabezug) 

• Berücksichtigung der Flurstücks- oder Feldstücksgröße (ökologische Komponente) 

• Begrenzung von Cross Compliance auf wirkliche Risikobereiche (Entbürokratisierung) 

• Ausrichtung von Greening auf für die Gesellschaft sichtbaren Leistungen (Akzeptanz) 

 

Bis zum Jahr 2020 sollen bei Direktzahlungen und der 2. Säule inhaltlich keine Veränderungen, aber punk-
tuell Erleichterungen in der Umsetzung vorgenommen werden. Wenn heute festzustellen ist, dass die Um-

setzung der Politik der 2. Säule die Grenzen des Machbaren und Sinnvollen erreicht bzw. bereits überschrit-

ten hat, muss dies als Warnung davor verstanden werden, bei den Direktzahlungen die gleiche Richtung 

einzuschlagen.  

 
 


